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KURZ KOMMENTIERT

Energiepolitik

Im Namen der Beschäftigten?

In einer offiziellen Stellungnahme zur Energie
politik  vom 5. April 1977 wandte sich der Bundes
vorstand des DGB gegen einen generellen Ver
zicht auf Kernenergie. Aufgrund der derzeitigen 
hohen Arbeitslosigkeit strebt der DGB eine vo ll
beschäftigungsorientierte Wachstumspolitik an, 
die nur durch eine ausreichende und preisgün
stige Energieversorgungsbasis zu sichern sei. An
gesichts der Tatsache, daß in der Vergangenheit 
die wesentlichen Wachstumsimpulse von Ratio
nalisierungsinvestitionen ausgegangen waren, er
scheint es allerdings fraglich, ob Wachstum in 
Zukunft auch mehr Arbeitsplätze schaffen wird.

Um sein Wachstumskonzept schnell zu verw irk
lichen, fordert der DGB eine zügige Fortsetzung 
der Bauarbeiten an den bereits begonnenen 
Kernkraftwerksvorhaben. Eine Betriebsgenehmi
gung soll a llerdings nur bei einer „befriedigen
den“ Lösung der Entsorgungsfrage erte ilt werden. 
Offenbar vertraut der DGB hier blind auf die künf
tige sicherheitstechnische Entwicklung.

Schließlich erscheint es unverständlich, daß der 
DGB einerseits eine stärkere Beteiligung der Be
völkerung an Entscheidungsprozessen fü r unab
dingbar erklärt, andererseits jedoch die stark an
gewachsene Zahl der Atomkraftgegner ignoriert. 
Mit keinem Wort w ird auf die Vielzahl von Ein
wendungen aus engagierten Bevölkerungskreisen 
und auf die Haltung der gewerkschaftlichen Ba
sisgruppen eingegangen. So liegt der Verdacht 
nahe, daß der DGB als die Organisation m it der 
breitesten Basis eine Alibifunktion fü r die Bun
desregierung übernommen hat. Denn die energie
politischen Vorstellungen der Gewerkschaftsfüh
rung lassen kaum Unterschiede zum Energiepro
gramm der Regierung erkennen. wh

Steuerentlastungen im Bereich der persönlichen 
Einkommen sind ihres Beifalls eben immer ge
wiß. Das akute Unbehagen an der durch das Zu
sammenwirken von Inflation, nominellen Einkom
menssteigerungen und progressivem Tarif her
vorgerufenen erhöhten Belastung vor allem der 
Lohnsteuerpflichtigen artikulierte erst kürzlich 
Bundesfinanzminister Apel, als er vom „Marsch 
in den Lohnsteuerstaat“ sprach. Eine detailliertere 
Aussage legte der Bund der Steuerzahler mit sei
ner Analyse der realen Entwertung der Freibe
träge, Höchstgrenzen urid Pauschalsätze im gel
tenden Steuerrecht vor. Der Unterschied zwischen 
ursprünglicher Intention des Gesetzgebers und 
heutigem Entlastungswert dieser nominal fixierten 
Größen ist um so stärker, je ä lter die betrachteten 
Vergünstigungen sind.

Die im inzwischen abgelehnten Steuerpaket ange
botenen Entlastungen, von denen in diesem Zu
sammenhang speziell die Sonderausgaben-Neu- 
regelung zu nennen ist, betreffen nur einen klei
nen Teil der verbesserungsbedürftigen Tatbe
stände, zu denen auch der Progressionsverlauf 
zählt. In den Schlußfolgerungen des Berichts der 
Bundesregierung über die Möglichkeiten zur Ein
führung eines Einkommensteuertarifs mit durch
gehendem Progressionsverlauf wird die Ansicht 
geäußert, daß aus steuerpolitischen und haus
haltswirtschaftlichen Gründen vordringlich das 
Hineinwachsen von Einkommen in die Progres
sionszone zu verzögern sei. Dann wäre aber eine 
Anpassung aller relevanten Freibeträge und Pau
schalen konsequent. Der berechtigte Protest der 
durch selektive Korrekturen nicht berücksichtigten 
Steuerzahlergruppen, die sonst auf spätere Re
formen vertröstet werden müßten, ließe sich ver
meiden. er

USA

Verschiebung der Prioritäten

Einkommensteuer

Selektive Korrekturen vermeiden

B e i der Anhörung von etwa 40 Verbänden vor 
dem Finanzausschuß des Bundestages wurde zu
mindest für einen Teil des Steueränderungsge
setzes 1977 allgemeine Zustimmung deutlich.

M it  dem Verzicht auf den größten Teil seines 
Konjunkturprogramms für das Jahr 1977 ging der 
amerikanische Präsident schon drei Monate nach 
dem Beginn seiner Amtszeit auf eine weniger 
expansive Finanzpolitik über. Die für das kom
mende Jahr vorgesehenen Ausgabenerhöhungen 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit bleiben hiervon 
unberührt. Mit neuen, weit aufgefächerten Pro
grammen wird nun aber verstärktes Gewicht auf
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eine Bekämpfung des Preisanstiegs und eine 
langfristige Sicherung der Energieversorgung ge
legt.

Bei dem derzeitigen zügigen Aufschwungstempo 
in den USA ist damit zu rechnen, daß der Wegfall 
der geplanten einmaligen Steuerrückzahlungen 
nur geringe konjunkturelle Effekte haben wird. 
Der private Konsum wird lediglich vorübergehend 
etwas langsamer steigen, weil die Konsumenten 
wohl schon in gewissem Umfang Käufe vorgezo
gen haben. Während die Rücknahme dieser Maß
nahme die Inflationserwartungen jetzt dämpft, 
bietet das beabsichtigte „Anti-Inflationspro- 
gramm“ allenfalls m ittelfristig Aussicht auf einen 
gewissen Erfolg. Gleichzeitig ist aber vom Ener
gieprogramm eine Verstärkung des Preisanstiegs 
zu erwarten. Sie ist bei den geltenden, von der 
Regierung niedrig gehaltenen Energiepreisen und 
bei der gegenwärtigen raschen Expansion des 
Energieverbrauchs wohl nicht zu vermeiden.

Offensichtlich hat der Präsident die Abstimmung 
seiner Pläne mit der Legislative bis zuletzt ver
nachlässigt. Dies hat auch seinen Rückzug in der 
F inanzpolitik mitbedingt, mit dem er einer Nie
derlage im Parlament aus dem Weg ging. Vor 
allem wegen der Interessenvielfalt im Kongreß 
w ird die Durchsetzung auch der neuen Regie
rungspläne schwierig bleiben. Schon bei der Be
ratung des Energieprogramms sind erhebliche 
Änderungen zu erwarten. sp

Banken

Nun auch die Schweiz

N  ach der spektakulären Herstatt-Pleite sowie 
einigen weiteren Bankskandalen in der Bundes
republik, England und den USA hat nun auch die 
Schweiz, das Mekka der Finanzwelt, ihren Skan
dal. Durch krim inelle Machenschaften einer ihrer 
Filialen — so die Generaldirektion der betroffenen 
Schweizerischen Kreditanstalt — können der Bank 
Verluste in bisher noch nicht bekannter Höhe ent
stehen. Welche Größenordnungen hier ins Spiel 
kommen, deutet das Hilfsangebot von 3 Mrd. sfr 
der Schweizerischen Nationalbank, der Schweize
rischen Bankgesellschaft und des Schweizeri
schen Bankvereins an. Die anfangs genannten 
Verluste von „n u r“ 250 M ill. sfr scheinen auf je 
den Fall zu gering gegriffen.

In die allgemeine Betroffenheit der internationa
len Finanzwelt mischt sich mancherorts Schaden
freude darüber, daß es nun auch einmal die „fe i
nen“ Schweizer Bankiers erwischt hat. Beides ist

a llerdings wenig geeignet, solche Vorfälle in Zu
kunft zu verhindern. Hierzu ist es vielmehr not
wendig, die Bankgeschäfte rechtzeitig zu über
wachen und zu prüfen. Vor allen Dingen sollten 
die Bonitätsanforderungen an die Schuldner auch 
in solchen Zeiten hoch sein, in denen Liquidität 
reichlich vorhanden ist. Wenig hilfreich ist jeden
falls der übliche stereotype Hinweis auf das 
enorme, von keinem Staat kontrollierte Volumen 
des Euro-Marktes. Dadurch w ird nur von der 
eigentlichen Ursache dieser Finanzskandale, näm
lich der mangelnden Sorgfalt und schlechten Ge
schäftsmoral einiger Bankiers abgelenkt. ge

Entwicklungsländer

Währungspolitische Forderungen

A u f der achten Tagung des Interims-Ausschusses 
des IWF fanden die Entwicklungsländer Ende 
April in Washington w ieder einmal Gelegenheit, 
ihre Forderungen vorzutragen. Im einzelnen ver
langten sie die Schaffung w eiterer Liquidität 
durch Zuteilung neuer Sonderziehungsrechte 
(SZR) und eine Verbindung (Link) der SZR mit 
der Entwicklungshilfe. Außerdem sollte nach den 
Vorstellungen der Entwicklungsländer die neu 
zu schaffende Sonderfazilität des IWF ohne 
strenge w irtschaftspolitische Auflagen und mit 
einer längeren Rückzahlungsfrist in Anspruch ge
nommen werden können. Der Forderungskatalog 
enthielt weiterhin eine 100% ige Anhebung der 
IWF-Quoten, erhebliche Kapitalaufstockung der 
Weltbankgruppe, Erhöhung der offiziellen Ent
w icklungshilfe auf 0 ,7%  des Bruttosozialprodukts 
und die Schaffung gemeinsamer Finanzierungs
fonds.

Diese Forderungen, insbesondere die Zuteilung 
neuer SZR, wurden w ieder einmal von zahlrei
chen Industrieländern vor allem mit der Begrün
dung abgelehnt, die Schaffung zusätzlicher Liqui
d ität führe zu einem Anheizen der Inflation. Außer
dem handele es sich bei den SZR um Reserve
mittel, die nicht für langfristige entw icklungspoli
tische Zwecke geschaffen worden seien. Zwar 
sind diese Argumente, wie zahlreiche Untersu
chungen zeigten, nicht stichhaltig; andererseits 
ist auch der Link gewiß kein A llhe ilm itte l. Denn 
die Mittel, die hierdurch fü r Entwicklungshilfe ver
fügbar würden, könnten in jedem Falle nur be
grenzt sein, da eine unkontrollierte Ausweitung 
der SZR die Stabilität des internationalen Wäh
rungssystems gefährden würde. Die Entwicklungs
länder sollten sich daher in Zukunft mehr auf 
andere Forderungen konzentrieren. na
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